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Beschlussvorschlag

1. Die Bürgerschaft der Liniversitäts- und Hansestadt Greifswald beschließt die Annahme der
Resolution ‚2030 Agenda für Nachhaltige Entwicklung: Nachhaltigkeit auf kommunaler
Ebene gestalten und bekennt sich somit zu den Nachhaltigkeitszielen der Vereinten
Nationen. Durch den Beschluss wird die Bereitschaft signalisiert, sich für ausgewählte
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Themen der Nachhaltigkeit zu engagieren und im Rahmen der Möglichkeiten entsprechende
Maßnahmen zu ergreifen.

2. Als eine Maßnahme im Sinne dieser nachhaltigen Entwicklung und als deutliches Zeichen in
die Stadtgesellschaft beteiligt sich die Stadt an der internationalen Kampagne „Fairtrade
Towns“ mit dem Ziel, den Titel „Fairtrade Stadt“ zu erlangen.

Sachdarstellung/ Begründung

1. Der Deutsche Städtetag beschreibt die Bedeutung der 17 Nachhaltigkeitsziele der Vereinten
Nationen für die Kommunen wie folgt:

„Aus kommunaler Perspektive sind vor allem folgende Ziele relevant: Städte und Siedlungen
sicher, widerstands fähig und nachhaltig machen; Zugang zu bezahlbarer, verlässlicher,
nachhaltiger und zeitgemäßer Energie für alle sichern; eine belastbare Infrastruktur aufbauen,
inklusive und nachhaltige Industrialisierung fördern und Innovationen unterstützen; Maßnahmen
zur Bekämpfung des Klimawandels und seiner Auswirkungen ergreifen.“ (Quelle:
http://www.staedtetag.de/fachinformationen/staedtetag/075357/index.html)

Die vorliegende zu beschließende Resolution ist die durch den deutschen Städtetag erstellte und
empfohlene Musterresolution für Mitgliedsstädte des DST (Quelle:
http://www.staedtetag.de/imperia/md/contendst/presse/2015/2030-
agenda_nachhaltige_entwicklung_sept_2015.pdf)

Nachhaltigkeitszielen hat sich die Universitäts- und Hansestadt Greifswald in den letzten Jahren
bereits durch die Annahme verschiedenster Beschlüsse gewidmet (u.a. B408-15/16; B591-
21/17; B440-16/16). Insbesondere durch die Beschlüsse zum Masterplan 100% Klimaschutz
(Aufstellung) und zur Klimapartnerschaft mit Pomerode dokumentiert Greifswald, dass sich die
Stadt ihrer Verantwortung auf lokaler Ebene in einer global vernetzten Welt bewusst ist. Derzeit
gibt es 66 Zeichnungskommunen der Resolution in Deutschland, neben Großstädten wie Leipzig,
Dresden, München und Berlin zählen dazu z.B. auch Jena, Eisenach, Kiel, Neumünster und
Münster. (Eine vollständige Liste der Unterzeichnerkommunen steht unter
httns://skew.engagement-lobal.de/zeichnunskommunen-aenda-2030.html)

Im Februar 2017 gab es innerhalb der Verwaltung eine Vorabstimmung zum Thema
„Nachhaltigkeitsstrategien für Greifswald“ unter Einbeziehung der Greifswald Marketing GmbH
und der Universität. Der nächste Schritt als Ergebnis der Beratung, die Durchführung eines
Projektes mit dem Ziel, konkrete Nachhaltigkeitsstrategien für Greifswald zu entwickeln, wurde
durch die Verwaltung angestoßen. Die Erarbeitung der Kriterien wird zu 90 % aus Mitteln des
Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung finanziert. Die
Annahme der Musterresolution des Deutschen Städtetages ist ein Schritt der Projektumsetzung.
Am Ende des Prozesses wird der Bürgerschaft auf Basis der zu erarbeitenden Kriterien ein
greifswaldspezifischer Kriterienkatalog zur Beschlussfassung vorgelegt. Damit sollen
Nachhaltigkeitsziele der Vereinten Nationen, unter Beachtung lokaler Gegebenheiten und
Erfordernisse, umgesetzt werden.

Die Annahme dieses Beschlusses ist von großem Vorteil bei der Beantragung von Fördermitteln,
die durch das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
bereitgestellt werden, mit dem Ziel, auch die Partnerschaft zwischen Greifswald und Pomerode zu
stärken (Umsetzung des Handlungsprogrammes).

2. Um im Zuge der Umsetzung der Nachhaltigkeitsziele erste konkrete und für die
Greifswalder Bürger sichtbare Maßnahmen zu initiieren wird die von mehreren Greifswalder
Akteuren (u.a. Weltblick eV., Bildungsinitiative verquer, Stadtjugendring) angestoßene Initiative
zur Erreichung des Titels „Fairtrade Stadt“ aufgegriffen und durch die Stadt, insbesondere die
Verwaltung und die Greifswald Marketing GmbH, unterstützt. Damit wird zugleich eine Maßnahme
des Handlungsprogramms der Klimapartnerschaft Greifswald — Pomerode aufgegriffen.

„Fairtrade Towns“ ist eine im Jahr 2000 gestartete internationale Kampagne. Weltweit gibt es
mittlerweile rund 2.000 Fairtrade-Towns in über 26 Ländern, dazu gehören auch Rostock und die

Seite 2 von 4



Greifswalder Partnerstädte Osnabrück und Lund. Seit 2009 wurde der Titel an 514 deutsche
Städte vergeben. Zusätzlich zu den Städten gibt es eine Vielzahl von Dörfern, Landkreisen, Inseln,
Schulen und Universitäten die sich der Fairtrade — Initiative angeschlossen haben.
Die Universitäts- und Hansestadt Greifswald strebt an, den Titel „Fairtrade Stadt zu erhalten, um

den Fairen Handel bekannter zu machen und durch koordinierte Förderung weiter auszubauen.
Der Faire Handel ist nicht in Konkurrenz, sondern in Ergänzung zur Regionalvermarktung und
damit zum Klimaschutz durch kurze Wege zu bewerten.

Definition Fairer Handel (aus: Charta der Fairtrade Prinzipien von World Fair Trade Organization
und Fairtrade Labelling Organizations International):

• schaffl Marktzugang für benachteiligte Produzenten
• unterhält langfristige, transparente und partnerschaftliche Handelsbeziehungen und

schließt unfairen Zwischenhandel aus
• zahlt den Produzenten faire Preise, die ihre Produktions- und Lebenshaltungskosten

decken und leistet auf Wunsch Vorfinanzierung
• stärkt die Position und sichert die Rechte von Arbeitern und Kleinbauern sowie ihrer

Organisationen im Süden
• trägt zur Qualifizierung von Produzenten und Handelspartnern im Süden bei
• gewährleistet bei der Produktion die Einhaltung der acht lLO-Kernarbeitsnormen
• sichert die Rechte von Kindern und fördert die Gleichberechtigung von Frauen
• fördert den Umweltschutz, z.B. in Form der Umstellung auf ökologischen Landbau
• leistet Bildungs- und politische Kampagnenarbeit, um die Regeln des Welthandels

gerechter zu gestalten
• stellt durch Überprüfungsmechanismen sicher, dass diese Regeln eingehalten werden.

In Greifswald sind mehrere Initiativen aktiv, um den Fairen Handel zu unterstützen. Durch den
Beschluss zur „Fairtrade Stadt“ finden diese die notwendige Anerkennung und Unterstützung
ihrer Bestrebungen. Als Teil einer internationalen Kampagne übernimmt die Universitäts- und
Hansestadt Greifswald damit soziale Verantwortung im globalen Kontext.
Für den Titel „Fairtrade-Stadt“ muss die Stadt nachweislich fünf Kriterien erfüllen, die das
Engagement für den Fairen Handel in allen Ebenen der Kommune widerspiegeln. Die
Universitäts- und Hansestadt Greifswald beschließt an der Fairtrade-Towns Kampagne
teilzunehmen und den Titel „Fairtrade-Stadt“ anzustreben. Hierzu sollen die fünf Kriterien der
Kampagne erfüllt werden.
1. Bei allen Sitzungen der Bürgerschaft und der Ausschüsse sowie im Büro des
Bürgermeisters wird fair gehandelter Kaffee und ein weiteres Produkt aus Fairem Handel (z.B.
Tee, Zucker, Kakao, Orangensaft) verwendet.
2. Es wird eine lokale Steuerungsgruppe gebildet, die auf dem Weg zur „Fairtrade Town“ die
Aktivitäten vor Ort koordiniert. Diese Gruppe besteht aus mindestens drei Personen aus den
Bereichen Zivilgesellschaft, Politik/Verwaltung und Wirtschaft. Zudem ist es wünschenswert, dass
auch andere Akteure aus weiteren Bereichen in der Steuerungsgruppe vertreten sind, wie z.B.
aus Schulen, Vereinen oder kirchlichen Einrichtungen.
3. In den lokalen Einzelhandelsgeschäften und bei Floristen sowie in Restaurants und Cafös

werden mindestens zwei Produkte aus Fairem Handel angeboten. (Folgende Zeichen weisen
dabei laut Forum Fairer Handel verlässlich auf fair gehandelte Produkte hin: die Produktsiegel
Fairtrade, Naturland-Fair, fair tor life und ecocert Fair Trade, die Marken der anerkannten Fair-
Handels-Importeure aus dem Lieferantenkatalog des Weltladen-Dachverbandes sowie das Label
der World Fair Trade Organization.) Die Anzahl der Geschäfte und Gastronomiebetriebe ist
abhängig von der Einwohnerzahl der Städte. Ausgehend vom Kriterienkatalog müssen dazu
in Greifswald mindestens 13 Einzelhandelsgeschäffe sowie 7 Restaurants bzw. Cafös gefunden
werden.
4. In öffentlichen Einrichtungen wie Schulen, Vereinen und Kirchen werden Produkte aus
Fairem Handel verwendet und es finden dort regelmäßig Bildungsaktivitäten zum Thema „Fairer
Handel“ statt. Die Anzahl ist ebenfalls abhängig von der Einwohnerzahl. Mindestens einmal im
Jahr sollte eine Aktion durchgeführt werden. Nach dem Kriterienkatalog müssen in Greifswald
jeweils mindestens eine Schule, ein Verein und eine Kirchengemeinde aktiv sein.
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5. Die örtlichen Medien berichten über die Aktivitäten auf dem Weg zur Fairtrade
Stadt. Entsprechend Kriterienkatalog werden mindestens vier Berichte jährlich in den öffentlichen
Medien gefordert, bei denen die Kampagne thematisiert wird.

Anlagen:

Resolution “2030-Agenda für Nachhaltige Entwicklung: Nachhaltigkeit auf kommunaler Ebene
gestalten“
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2030 - Agenda für Nachhaltige
Entwicklung: Nachhältigkeit auf
kommunaler Ebene gestalten

Die Stadt/die Gemeinde/der Landkreis

Greifswald

begrüßt die von den Vereinten Nationen (VN) am 27. 9. 2015 verabschiedete
2030-Agenda und die darin enthaltenen Entwicklungsziele, die „ Sustainable Deve
lopment Goals“ (SDG5), die sich an die Mitgliedstaaten der VN richten, und insbe
sondere durch eine kommunale Beteiligung und Verantwortung mit Leben gefüllt
werden sollten.1

begrüßt die Anerkennung von Städten, Gemeinden und Kreisen als zentrale Ak
teure für nachhaltige Entwicklung durch die erstmalige Aufnahme des sogenannten
„Stadtziels“ SDG 11 „Städte und Siedlungen inklusiv, sicher, widerstandsfähig und
nachhaltig machen“ in die Entwicklungsagenda der VN.

unterstützt die in der 2030 -Agenda enthaltene stärkere Fokussierung auf die
gemeinsame Verantwortung des Nordens und des Südens für mehr Gerechtigkeit in
der Einen Welt und die darin beschriebene Verbindung zwischen Nachhaltigkeit und
Entwicklung.

begrüßt die Forderungen des Bundestages an die Bundesregierung, sich dafür ein
zusetzen, Städten und Kommunen weltweit mehr Einnahme- und Haushaltshoheit
zu geben, sie beim Aufbau demokratischer und leistungsfähiger kommunaler Selbst-
verwaltungen und als zentrale Akteure einer integrativen und partizipatorischen
Stadtentwicklung in ihrer internationalen und entwicklungspolitischen Zusammenar
beit zu unterstützen.2

fordert Bund und Länder auf, Kommunen und Ihre Vertretungen bei der Entwick
lung von Strategien zur Erreichung der nachhaltigen Entwicklungsziele auf Augenhö
he einzubeziehen, die Bedeutung des kommunalen Engagements zur Erreichung der
Ziele der 2030-Agenda anzuerkennen, Kommunen stärker als bisher als Akteure für
Nachhaltigkeit und globale Verantwortung auch im Rahmen der eigenen Nachhal
tigkeitsstrategien zu berücksichtigen und die Voraussetzungen hierfür zu schaffen.
Dabei sollen kommunale Belastungen durch die Umsetzung internationaler Verpflich
tungen von Bund und der Ländern ausgeglichen werden.

1 w.un.org/qa/search/view_doc.asp?symboI=N69/L.S5&Lang=E (seite 14)
2 siehe Bundestagsbeschluss „Entwicklungspolitische chancen der urbanisierung nutzen“ vom 18.06.2015
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Die Stadt/die Gemeinde/der Landkreis Greifswald

wird ihre Möglichkeiten nutzen, sich für nachhaltige Entwicklung konkret zu enga
gieren und eigene Maßnahmen nach innen und außen sichtbarer zu machen. Sie
wird dies in einem breiten Bündnis gemeinsam mit den lokalen Akteuren und den
Bürgerinnen und Bürgern vorantreiben.

Greifswald, 06.11.2017

Ort, Datum

Titel, Funktion Unterschrift

Mit Beschluss vom angenommen. •0
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Kommunen können mit folgenden MaBnahmen einen besonderen

1. Information und Bewusstseinsbildung

Durchführung eigener Aktionen und die Unterstützung von Dritten mit dem
Ziel, Informationen über die SDG5 in der Bevölkerung zu verbreiten und das Be
wusstsein für die damit angesprochenen Herausforderungen auf lokaler Ebene
zu schärfen.

• Darstellung/Einbringung in Diskussionen wie anhand von Praxisbeispielen oder
entsprechenden Ratsvorlagen, Entwicklungsziele der VN auf kommunaler Ebe
ne umgesetzt werden. Beispielhaft sei hierfür das kommunalrelevante Ziel 11
„Städte und Siedlungen inklusiv, sicher, widerstandsfähig und nachhaltig ma
chen“ genannt.(link)

• insbesondere die für ihr Gebiet zuständigen Volkshochschulen, Bildungswerke
und Verwaltungsakademien bitten, Informationsangebote zur 2030-Agenda
und den nachhaltigen Entwicklungszielen anzubieten.

• Bestandsaufnahme von vorhandenen Themen/Maßnahmen der Kommune, die
in besonderem Zusammenhang mit globalen Nachhaltigkeitsstrategien stehen.

II. Maßnahmen der Vernetzung und Interessenvertretung

• Werbung für und Unterstützung eines breiten Bündnisses bestehend aus lokalen
Akteuren wie Vereinen, Initiativen, Schulen, Universitäten, Wirtschaft, Hand
werk, Gewerkschaften und Kirchen sowie lokal/regional engagierten NGOs, um
die 2030-Agenda und die damit einhergehenden SDGs breit zu verankern.

• Mitwirkung in regionalen/nationalen Nachhaltigkeitsnetzwerken.
• Aktive Beteiligung an kommunalrelevanten Vorhaben der VN, um kommunale

Selbstverwaltung weltweit zu stärken, kommunale Interessen weltweit zu bün
deIn und den Anliegen der Kommunen global Gehör zu verschaffen.

III. Übertragung der 2030-Agenda auf die kommunale Ebene

• Bestehende oder neue Maßnahmen oder Strategien der sozialen, ökologischen,
ökonomischen oder politisch-kulturellen Nachhaltigkeit auf kommunaler Ebene
werden mit einem oder mehreren der 17 SDG5 in Zusammenhang bringen und
national und international sichtbar machen.

• Kommunale Nachhaltigkeitsstrategien als Querschnittsaufgabe in Politik und
Verwaltung verankern und besonderes Augenmerk verleihen (zum Beispiel SDG
Nr 11).

• Sich dafür einsetzen, dass auch in weiteren kommunalen Handlungsfel
dem wie zum Beispiel bei kommunalen Eigenbetrieben und der Kommu
nalwirtschaft, Schulen, oder bei der kommunalen Wohnraumversorgung

Beitrag leisten (optional):
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Nachhaltigkeitsstrategien entwickelt werden (zum Beispiel SDG5 Nr. 4, 6, 7, 9,
1 3).
Erweiterung und Vertiefung des Städtepartnerschaftsnetzes und der Projektzu
sammenarbeit mit Kommunen aus Ländern des globalen Südens. Förderung der
Strukturen der Selbstverwaltung und Unterstützung des kommunalen Wissen
stransfers in Projekte der Fntwicklungszusammenarbeit (zum Beispiel SOG Nr 17).

• Einbeziehung der Potenziale von Migrantinnen und Migranten als Brückenbauer
zu ihren Herkunftsländern, auch mit dem Ziel, Lebensperspektiven in den Her
kunftsländern zu verbessern (SOG Nr. 1 7).

• Ausbau einer Willkommenskultur im Zuge der wachsenden Zuwanderung nach
Europa (SOG Nr 17).
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